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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 6189/67 


Bonn, den 6. November 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats über die Einfuhr von in An- 
hang III des Assoziierungsabkommens genannten Obst- 
und Gemüseverarbeitungserzeugnissen mit Zusatz von 
Zucker aus Griechenland. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Okto- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 16./ 17. Okto- 
ber 1967 die Anhörung des Europäischen Parlaments beschlos- 
sen. Die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist 
nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäls-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Einfuhr von in Anhang III des Assoziierungsabkom- 
mens genannten Obst- und Gemüseverarbeitungserzeugnissen 
mit Zusatz von Zucker aus Griechenland 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 4v3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung Nr. . . ./67/EWG des Rats ist 
eine gemeinsame Handelsregelung für Obst- und 
Gcmüseverarbeitserzeugnisse eingeführt worden. 
Diese Regelung sieht bei der Einfuhr die Anwen- 
dung von Zöllen und, für Erzeugnisse mit Zusatz 
von Zucker, zusätzlich zu den Zöllen die Anwen- 
dung einer Abschöpfung auf der Grundlage des 
Abschöpfungsbetrags vor, der auf den in den Ver- 
arbeitungserzeugnissen enthaltenen Zucker anwend- 
bar ist. 

Die Zollsätze, die die Mitgliedstaaten gegenüber 
Griechenland anwenden müssen, sind im Abkom- 
men zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechen- 
land festgclegt. 

Im Protokoll Nr. 12 im Anhang zu diesem Ab- 
kommen wird bestimmt, daß das im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehene Abschöp- 
fungssystem eine besondere Maßnahme dieser 
Politik darstellt, die nicht als Abgabe mit gleicher 
Wirkung wie Zölle im Sinne der Artikel 12 und 37 
dos Assoziierungsabkommens gilt. Die in Artikel 7 
der Verordnung Nr. . . ./67/EWG vorgesehene Ab- 
schöpfung ist daher auch auf Griechenland anwend- 
bar. In dem vorgenannten Protokoll wird jedoch 
bestimmt, daß für den Fall, daß für die Erzeugnisse 
des Anhangs III des Assoziierungsabkommens Ab- 
schöpfungen eingeführt werden, für Griechenland 
das gleiche System gilt, das die Mitgliedstaaten 
untereinander anwenden. 

Einige der unter die Verordnung Nr '67/EWG 

fallenden abschöpfimgspflichtigen Erzeugnisse sind 
im Anhang III des Assoziierungsabkommens auf- 
geführt; für diese Erzeugnisse muß daher das inner- 
gemeinschaftliche System gelten. 

Dieses System besteht in der Anwendung einer 
Abschöpfung zur Deckung des etwaigen Unter- 
schieds zwischen den Zuckerpreisen der einzelnen 


Mitgliedstaaten und in der Abschaffung des Ver- 
edelungsverkehrs und sämtlicher Ausfuhrbeihilfen. 

Der Zuckerpreis kann in Griechenland n.iedriger 
sein als in den Mitgliedstaaten; es muß daher eine 
Abschöpfung vorgesehen werden, die den etwaigen 
Unterschied zwischen dem Zuckerpreis in Griechen- 
land und in den Mitgliedstaaten deckt. 

Griechenland hat sich verpflichtet, sowohl den 
Vercdelungsverkehr für den zugesetzten Zucker als 
auch jede Beihilfe für die Ausfuhr von Obst- und 
Gemüseverarbeitungserzeugnissen mit Zusatz von 
Zucker nach der Gemeinschaft abzuschaffen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Zusätzlich zu dem nach Maßgabe des Abkom- 
mens zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechen- 
land festgesetzten Zollsatz wendet jeder Mitglied- 
staat bei der Einfuhr der im Anhang genannten 
Erzeugnisse aus Griechenland eine Abschöpfung an, 
die je 100 kg Eigengewicht des eingeführten Erzeug- 
nisses dem je kg Zucker berechneten Unterschied 
zwischen dem im einführenden Mitgliedstaat gel- 
tenden Schwellenpreis für 100 kg Weißzucker und 
dem Zuckerpreis in Griechenland entspricht; auf 
diesen Unterschiedsbetrag werden je nach Fall die 
in Artikel 3 Absätze 1 oder 2 der „Grundverord- 
nung" genannten Koeffizienten angewendet. 

2. Die Kommission ermittelt den in Absatz 1 be- 
zeichneten Unterschiedsbetrag für die jeweils am 
1. Januar, 1. April, 1, Juli und 1. Oktober beginnen- 
den Vierteljahre. 

Die Kommission ermittelt diesen Unterschied 
jedoch erstmals zum 1. November 1967. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden erforderlichenfalls nach dem Ver- 
fahren des Artikels 13 der Verordnung Nr. 23 
erlassen. 

Artikel 2 

I Für die Erstattungen bei der Ausfuhr der im An- 
I hang genannten Erzeugnisse nach Griechenland gilt 
I Artikel 8 der Verordnung Nr. . . ./67/EWG des Rats. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Artikel v3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Sie wird ab 1. November 
1967 angewendet. 

Diese Verordnung gilt bis zu dem in Artikel 35 
des Abkommens vorgesehenen Beschluß des Asso- 
ziationsrates oder bis Ablauf der in Artikel 36 Ab- 
sätze 1 und 2 des Abkommens vorgesehenen Frist 
von zwei Jahren bzw. einem Jahr. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


Drucksache V/2228 


3 



Drucksache \I222S 


ex 20.05 


ex 20.06 


ex 20.07 


Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Anhang 


Konfitüren, Marmeladen, Fruchtgelees, Fruchtpasten und Fruchtmuse, 
durch Kochen hergestellt, mit Zusatz von Zucker: 

Konfitüren 

Marmeladen 

Kompotte 

Fruchtmuse und Fruchtpasten 

Früchte, in anderer Weise zubereitet oder haltbar gemacht, ohne 
Alkoholzusatz, mit Zusatz von Zucker 

Apfelsinen 

Mandarinen 

Zitronen 

Aprikosen 

Pfirsiche 

Kirschen 

Sauerkirschen 

Pflaumen 

Zwetschgen 

Erdbeeren 

Himbeeren 

Äpfel 

Birnen 

Quitten 

Mischobst 

Fruchtsäfte (einschließlich Traubensaft und ausschließlich Trauben- 
most) und Gemüsesäfte, nicht gegoren, ohne Zusatz von Alkohol, mit 
Zusatz von Zucker (ausgenommen Ananassaft) 
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Begründung 


Artikel 33 des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Griechenland sieht vor, daß mit 
dem Funktionieren und der Entwicklung der Asso- 
ziation für landwirtschaftliche Erzeugnisse die 
schrittweise Harmonisierung der Agrarpolitik der 
Mitgliedstaaten und Griechenlands Hand in Hand 
gehen muß. 

Unter Vorwegnahme dieser Harmonisierung wen- 
den die Mitgliedstaaten auf die aus Griechenland I 
eingeführten Erzeugnisse im Sinne des Anhangs | 
III zum Abkommen, darunter bestimmte Obst- und ' 
Gemüseverarbeitungserzeugnisse mit oder ohne i 
Zusatz von Zucker, die Zölle und die Abgaben und i 
Maßnahmen gleicher Wirkung an, die sie unter- 
einander bei Inkrafttreten des Abkommens an- 
wenden; gleichzeitig dehnen sie die nach Artikel 12, 

14 und 17 des Vertrags von Rom durchgeführten 
Zollsenkungen auf Griechenland aus. 

i 

Andererseits bestimmt das Protokoll Nr. 12 zum 
Abkommen, daß das im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik vorgesehene Abschöpfungssystem eine | 
besondere Maßnahme dieser l^olitik darstellt, die i 
nicht als Abgabe mit gleicher Wirkung wie Zölle ! 
gilt und folglich nicht unter die Stillhalteverpflich- ■ 
tung fällt. I 

Die von d(rr Kommission in ihrem Vorschlag für eine ! 
gemeinsame Handelsregelung für bestimmte Obst- 
und Gemüseverarbeitungserzeugnisse mit oder 
ohne Zusatz von Zucker vorgesehene Abschöpfung i 
für den Obst- und Gemüsekonserven zugesetzten ' 
Zucker kann folglich auf den Zucker erhoben wer- 
den, der den aus Griechenland in die Gemeinschaft | 


eingeführten Obst- und Gemüsekonserven zugesetzt 
ist. 

Das Protokoll Nr. 12 bestimmt ferner, daß für den 
Fall, daß für die Erzeugnisse des Anhangs III zum 
Abkommen Abschöpfungen eingeführt werden, für 
Griechenland das gleiche System gilt, das die Mit- 
gliedstaaten untereinander anwenden. 

Bei Preisunterschieden auf den Märkten der Mit- 
gliedstaaten wenden diese untereinander ein 
System von Abschöpfungen an, die den Unterschied 
zwischen den Preisen im einführenden und im aus- 
ausführenden Mitgliedstaat decken. Für Einfuhren 
aus Griechenland muß daher die Erhebung einer 
Abschöpfung vorgesehen werden, die den etwaigen 
Unterschied zwischen den Preisen in den Mitglied- 
staaten und in Griechenland deckt. 

Der Vorschlag der Kommission sieht daher die 
Anwendung einer besonderen Abschöpfung auf 
den den Obst- und Gemüsekonserven aus Griechen- 
land zugesetzten Zucker auf der Grundlage des 
griechischen Marktpreises für Zucker vor. Die Ab- 
schöpfung für 100 kg zugesetzten Zucker entspricht 
dem Unterschied zwischen dem Zuckerpreis in den 
Ländern der Gemeinschaft und dem griechischen 
Zuckerpreis. 

Diese Regelung kann nur dann eingeführt werden, 
wenn sich Griechenland zuvor verpflichtet, sowohl 
den Veredelungsverkehr für den zugesetzten Zucker 
als auch sämtliche Beihilfen für die Ausfuhr von 
Obst- und Gemüseverarbeitungserzeugnissen mit 
Zusatz von Zucker nach der Gemeinschaft ab- 
zuschaffen. 


5 



